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die Motion Kaiser betr. Abanderung des eidg.
Wahlgesetzes vor dem Nationalrath.

(Korr. aus Bern vom 8. Dezember.)

In der heutigen Sitzung deb Natlonalrathes begruündete
aiser (Solothurn) selne Motion betriffend Revision beb
aida. Wahlgesetzes. Er halt dafr, daß sowohl dad Wahl
gestz von 1872 als auch das Absiimmungtgesetz von 1874

xr Revislon bedurftig selen. Ein Wahlgesetz soll dahin ten
iren, daß der Wille der Mehrheit der Wöhler zum getreuen

Autdruck gelange. Das Gesetz von 1872 hat die eldgends
ijche Stimmberechtigung georbut; in andern Bestimmungen
rar es nicht gluclich, schon 1078 hat man eine Kommis

jon zur Revisson dedselben niederzesetzt. Es wurde damals

oie Frage der Berechnung bdes absoluten Mehre besprochen
ind dahin enischleden, daß rur die leeren Stlmmzebdel in

Ibug kdommen, nicht aber die ungültigen. Escher motionirke
79, daß die Stimmabgabe in jerer einzelnen Gemelnde
ufolgen konnt. Damals wurde der Antrag Bleuler, die
Janze Frage mit allen gefallinen Antragen an den Bundes

rath zur uckzuweisen, zum Beschluß erhoben.

Es glbt aber tinlge neue Punkle zu beachten: 1) Den

der Wahlknechte. Im Sinne des Gesetzes sollte es liegen,
daß dies Institut nicht vorkommen konne. Es bestand aber

xi den lezten Wahlen im Kanton Luzern. Noch wichtiger,
As was in Luzern geschehen, ist die Volkzwanderung im
Tessin nach dem südlichen Wahlkreis.

2) Auch der Einfluß der Geisilichkeit auf die Wahlen
st ins Auge zu fassen. Man sollte nun doch die Politik
zon der Klrche trennen. Klerikale Einflüsse auf die Wahler

aaben stattgefunden im Tessin, im Wallis und in Frelburg,
m letztern Kanton auch dei den kantonalen Wahlen. Et

ollten Wahlen, bei denen ein Einfluß der Geistlichen nach
welbbar ist, einfach kassirt werben. Dabdurch wurde dem

Anfug am schnellflen gewehrt. Nicht bloß der Mißbrauch
der Kanzel zu politischen Zwecken, sondern auch der Miß
rauch des Beichtstuhles sollte bestraft werden.

3) Ein dritier Punkt betrifft die Ermoglichung der
Stimmabgabe fur alle Stimmberechtigten, auch fur die Eisen
hahnbeamten und Anzefiellten. Die Eisenbahnadministrationen
ollien gendthigt werden, ihren Beamten die Theilnahme an
der Abstimmung zu ermoglichen.

4) Die Minoriatenvertretung. Es sollte ein Wahl
modus erfunten werden, der eine richtige Vertrelung aller
Neinun.en ermoglicht.

8) Abanderung der Art. 14 und 16 des Wahlgesehes,

belche die Wahl der amtirenden Bundestathe zulassen. Es ist
dies ber Bundedversfassung zuwider. Was die Versassung
zorschi eibt,kann das Gesetz nicht andern. Wenn ein Bunteb
ath Mitglied des Nationalrathes werden will, so soll er
emissioniren als Bundesrath, wie es Hr. Schleß als Kanzler
ethan. So wie es jeht geht, haben wir keine Trennung
er Gewalten. Dir Herren Bundesrathe stimmen als Natlo

alratze zu der Vorlage, welche sie als erstere eingedracht
jaben. Vor Allem sollien sich die Bundedräthe der Thell
rahme an den Wahlverhaudlungen enthalten; ste konnen
anander und sich selber stimmen und dadurch kestimmte
Dahlen forciren.

Zur Wahl in den Bunbesrath ist die Wahl in den Na
tonalrath nicht ndihig. Auch mit der Betauptung, daßz eint
Wahl in den Nationalrath ein Vertrauendvotum des schwelz
bolles sei, ist es nichis. Sie ist nur ein Vertrauentvotum

yes betreffenden Wahlkreises.
Dr. Zemp unlerstützt die Motlon Kaiser, soweit sie eine

Uussuhrung sruherer Postulate anstrebt, aber er geht nicht
alt allen Zielen des Motionkstellers iinig. Was das Insiituit
er Wahlkntchte betrifft, so ist Hr. Jemp gegen dadselbe und
Aird immer gezen dadselbe auftreten. Doch hat nicht seine
dartel von demselben Gebrauch gemacht, sondern die Aberalen,
die man in Luzern die Schwarzen nennt.

Er will seine Auenahmegesetze gegen den Klerus, doch
aedeutet die Annatit der Motion keine Approbation der

on Kaiser aus esprochenen Grundsähe. Zundchst mochte der
Kedner, dag in unem neuenWa Agesere die Gleichheit aller

—XRXC Paritien zur Geltung gelange.
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dergehen. Von einer baldigen Vorlage einez neuen Gesehes
kann daher nicht gesprochen werden.

Ohne Gegenanrag wird die Mollon erheblich erklärt.

Eidgenossenschaft.
Dundesstadi. Die Wahl des Bundesrathes ist auf

nachften Mittwoch angesetzt.
In Bezug auf die Bundesrathewahlen herrsche allgemelne

Sule, schteldt Hr. Nationalrath Frei den Vasl. Racht
Indessen ist dle Ansicht vorherrschind, daß vergegenwartlge
Bundesrath troh alledem und allebem wiedergewahlt
werde, und je langer die Wahl hlnaubgeschoben wirb, besio
sicherer ist der Sleg der bisherigen Muglleder.

Dad also ware die erste That der so glorreich der
Wahlurne entstlegenen „Linken“!7. All die schdnen, vor den

Nationalrathewahlen erschlenenen Arillel über dieNothwin
digkeit, der entschleden freisinnigen Partel im Bunbesrath die
Mehrheit zu verschaffen, waären also »pro nihilo gewesen,
lediglich ein Koder und eine Stimulalidn fur die Wahler 7
Nun die letztern werden sich bestend bedanken, ein nachstes
Mal auf einen Koder mit faulem Fleisch zu belßenl

— ilitãrisches. Nachdem Herr Dbersi Rubolf d. Sinner

durch Schlußnahme deß VBundedrathes vom 28. v. Mit.
alt Chef des Generalstabobüreaus seinem Ansuchen gewmaß

entlassen worden, ist die interimlftische deltung det Geschafte
bit auf Weiteres dem Hen. Odbersi Burnier vom Senerul

stabetorph ãbertragen worden.

Eugern. Im Kantondblatte wird dad Großrathldekret
vom 1. d. betr. die Notentmisston der Kantonal

Spar und Leihkasse publizirt. Dabselbe·hat folgenden
Wortlaut: 1. Der Kantonal.SparundLeihkasseist ge
ltatiet, die Banknotenemission auch nach Inkrafttreten bet
Bundedtzesetes betreffend Aubgabe und Einldsung von Vank
aolen fortzusehen. 2. Die Nosenemission darf auf 2000,000
Franken erhoht werden. 3. Der Reglerungsrath ist ermach
tigt, der Spar und Lelhkasse den nach g 7 des Banknoten

geledes eiforberlichen Vetriebefond zu beschaffen und ndthigen
jalls ein Staats. Anleihen von 1.000 600 Fr. dlefur auf
zunehmen. 4. Der Reglerungdrath wird ferner ermächtigt,
dem schwelzerischen Bundedrath fur die Notenemission der
Spar und Leihlasse die durch dat Banknotengesetz dorgt

sehene Garantieerkliarung des Kantons duzernb autzustellen.
5. Dieseß Dekret tritt erst in Kraft, nachdem die Referen

dumefrist abzelausen, resp. dabselbe durch das Volk ange·
nommen sein wird.

—Der in Balel an Blutvergiftung (durch Leichen

gift) gestorbene Student der Mebdizin ist, wie und XXV
wirbd, nicht ein Amthyn von Luzern, sondern ein Niolß
Amrein von Gunzwil.

Hr. Amrein wurde letzten Mitiwoch in Basel nach Stu

dentenbrauchbeerdigt, d. h. die Berrdlgung fand unter Fockel
begleltung und dem Nachruf eines Freundes am Grabe statt.

— Oitzkirch.“ Näachsten Sonntag den 11. Dezember

versammelt sich der kant. Bauernvereln im Kreuze
in Hitzkirch. Als daherige Traktanden sind il. Landwirthe
bezeichnet: Serichte uber die Abtheilungen Produkte? und
Vied“ an der schwelz. landw. Autstellung in Luzern, ver

dunden wiit bezuglichen delehrenden Rathen für kanfliget
Dotgehen, von den Mitgliedern der Preibgerichte HH. Stalder
in Meggen und Scherer in Nothendurg.

Die Ausstellungen haben den Zwec, durch Vorführen
vorzuglichet Lelstungen zu ahnlicher Bethällgung aufzumun
tern und so die allgemeine Produktion ec. zu verbessern. Je
reiflicher wir daher von solchen Ergebnissen Noilz XRX
und Aehnliches oder Besseres zu erzielen suchen, desio nutz
licher wird eine solche Lusstellung werden. Die beiden Re
serenten werden in diesen Gebielen nun gewiß schähenswerthe

Lehten erthellen und ist daher der Besuch der versammlung
und Beltriut zu diesem nutlichen Fachderelne nur zu em
pfehlen.

— Krlens. Der Elnsender dieser Jellen hatte Ge

legenheit, am lelen Samsiag der Echlußprusung des dom

lantonalen Bauernderein veranstaiteten und in Kriens abgt
halienen Viehzuchtkursez betzuwohnen. Gerne stellt er ich

Nro 280.
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Auch Carteret wünscht eine Revision deß Wahl
gese ges, aber keine kleinliche Reglementation und Bedor
nundung der Kanlone. Eine Hauptsache muß die Besellig
ang des geiftlichen Einflusses sein. Bel dleser Gelegenheit
weidt der Rebner auf die Vorgange im Kanton Freiburg

In, derliest den Brief des Bischofs und wie die Vehörden
und Volt dort die Interventlon des Bundesrathes mit Hohn

Werschutiet haben. Wichtiger noch als die Revision deß
Dahlgesetzes ist die Durchfuhrung deß Schulartikels. Von
der Minoritatenvertretung halt er nicht viel, da sie nur dem

juute-milieu Gewinn bringe, wohl in der Theorie, aber in
jer Praxis nicht durchführbar sel. Im Uebrigen soll man
nicht zu diel Gesehe machen, das bestehende nicht erweitern
ondern korriglren.

Vonmatt welidt den Vorwurf, daß im Kauton Luzern

as Wahikneqhtens ystem begünftigt werde, als unberechtigt
zuruck, tagegen sind Fulle von Stimmrechtverwelgerungen
gegenuder den Liberalen vorgekommen. Es ist dießfalls ein
Rekurs an den Gunbesralh eingegangen. Im Uehrigen unter

utzt er die Motlon auch aus dem Grunde, weil im Kanton

duzern der Burger zu einer desilmmien Stunde zur Wahl
derhandlung zu erscheinen habe und die Urne nicht wahrend

nehreren Etunden im Tage aufgesiellt ist.
Wullleret wendet sich gegen Carteret, der alle Miß

brauche, nur nicht die im Kanton Genuf, beselligen wolle
Er kann nicht zugeben, daß man dem Klerus daß Recht

bestreite, sich mit den difeutlichen Angelegenhelten zu be
rchaftigen. Die Unabhangigkeit der Wahler wird dadurch
ucht gefahrdet; wenn dießfalls irgenduo ein schwar zerPunkt
desteht, so ist es nicht ia Freiburg, sondern in Genf. (Car
teret verlangt das Wort.) Den Olrtendrief des Bischoft

Christophorus finder er in keiner Weise anfechtbar und den

noch hade die Degierung sich den Besehlen des Bundebratheb
zefugt; aber sie hatte kein Recht, dem Bischof Vorschriften
su machen. Im Kanton Freiburg wolle man die Freiheit

jüur Aue, wie eb in Genf nicht der Fall sei, wie uber haupt
uirgends.

Carteret weldt die Behauptungen Wuillerer's mit

Bezug auf die mangelnde Freiheit in Geuf zuruck. Eint Be
dructung der Gewissen finde nicht fiatt, ader in Freiburtz
werden sie von einer fremden Macht geleltet, schon 1802
als Hr. Wuileret mit einer fremden Macht Beziehungen

anterhielt. (Bewegung) Nein, in Geuf gibt es keine soiche
Bedruckungen.

Hammer spricht Nariens ded Bundedratheß (der
Bundesprasident leidet an einem Haleubel) über die Vor

Jange, welche die Interdention des Bundesrathes mit Bezug
auf den Hittenbrief des Bischofs veranlaßt haben, und recht
jertigt das Vorgehen des Gundesrathes. Der Hirteudrief war
rin Eingriff in die Wahlpoluik, er debrohie den innern

Frieden und derlihit die Proiestanten in ihren religidsen

Befühlen. Oer Vundesrath hatle dat Recht und die Pflicht
inzuschreiten. Die tigene Klugheit häute gebleten sollen, dad
Manifest nicht zu r.assent
Ja quet bertheidigt den Hlrxtenbrief als ganz unver
anglich und harmlos.

Auch Cheneviere konsiatirt, daß in Genf don einer
Gedruckung der Gewissen keine Rede sei doch fehit den Ka

tholiten, die /a der Verdlkerung bilden, eine Dertretung in
der Regierung und im Nationalrath.

Fadon suqht darzuchun, daß nur die Romisch.Katho
aischen nicht dertrelen selen, diese dilden aber nicht ein Drittel,
ondern einen geringen Bruchtheil.

DR. Sqhen bestreitet, daß der Gundedralh die fruher

gestellten Posiulate underucksichtigt gelassen habe. ImJahre
1877 spraq er sich in einer Boischaft dahin aus, daß der

Reriston des Wahlgesehes vorgangig ein Gesed über die

polinschen Rechtt der Niedergelessenen und Aufenthalter ge—
qaffen werden solle. Es wurde ein solchts ausgearbeltet

ader verwoisen. 1879 tam die Motlon Bleuler, aber im

Dezemder 1880 belchlossen beide Rahe, von der Revision

des Wahlgesepes dermalen abzuscehen. Wenn man es jeh

tevidiren wolle, so werden die gleichen Schwlerigkeiten, wie
ruher, eintreten; die Frage der Mindruatenverlreiung be

darf grändlichen Studsums; daruber wirbd immerhin Zelt
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